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mtliches. * 
Berlin, 18. Februar. Der König hat den Ober⸗Regierungs⸗ 
Rath Hagen zu Arnsberg zum Ober⸗Präſidial⸗Rath, den Verwal⸗ 
tungsgerichts⸗Direktor Dr. Fornet zu Arnsberg zum Ober⸗Regie⸗ 
rungs⸗Rath, den Ober-Amtmann von Weiher in Rummelsburg 
um Landrath, den bisherigen Erſten Hausſchatzmeiſter, Geheimen 
egierungs⸗Rath Müller zum Direktor der Verwaltung des Haus⸗ 
ſchatzes, den bisherigen zweiten Hausſchatzmeiſter, Geheimen Hof⸗ 
rath Jordan zum Erſten und den Geheimen Hofrath im Miniſte⸗ 
rium des Königlichen Hauſes Schlüter zum Zweiten Hausſchatz⸗ 
meiſter, ſämmtlich im Nebenamt, ernannt. 


Deutſchland. 

L. C. Berlin, 18. Febr. [Die erſte Niederlage des 
Reichskanzlers] Die dreitägigen Verhandlungen 
des Reichstags über die Soldatenmiß handlungen 
haben zu einem überraſchenden Ergebniß geführt. Die 
konſervativ⸗klerikal⸗polniſche Mehrheit hatte ſich in der 
Budgetkommiſſion unter dem Eindruck der Verhandlungen über das 
Volksſchulgeſetz zuſammengethan, um der Regierung zu einer Umge⸗ 
ſtaltung der veralteten Militärprozeßgeſetze die Hand zu bieten, die der 
bisher von dem Reichstage geforderten Reform auf Grund der 
bayeriſchen Geſetzgebung nicht entſprechen würde, bei der Plenar⸗ 
berathung aber hat ſie verſagt. Der Reichskanzler hat die 
Oeffentlichkeit des Strafverfahrens gegen Soldaten, die im 
bayeriſchen Strafprozeß ſelbſtverſtändlich iſt, bekämpft, weil 
dieſe Oeffentlichkeit nur der Agitation der Sozialdemokratie zu 
gute kommen würde — die Mehrheit der Budgetkommiſſion 
war in Uebereinſtimmung mit der Auffaſſung der Vertreter des 
Kriegsminiſters bereit, ſich mit einer, größeren“ Oeffentlichkeit zu 
begnügen; die Mehrheit des Reichstages ſelbſt hat die volle 
Oeffentlichkeit des Verfahrens wie in Bayern verlangt und 
demgemäß dem Antrag Buhl⸗Richter, in dem Graf Caprivi 
nur ein taktiſches Manöver ſehen wollte, zugeſtimmt. Und 
dieſe Mehrheit beſtand keineswegs nur aus den Mitgliedern 
der liberalen Parteien und der Sozialdemokraten. Ohne die 
Unterſtützung durch die Freikonſervativen, deren Vertreter 
in der Kommiſſion mit den Konſervativen und dem Zentrum 

eſtimmt hatten, und durch die bayeriſche Gruppe des 

entrums wäre die Linke ohnmächtig geweſen. Die Frei⸗ 
konſervativen haben nun auch im Reichstage die Konſequenzen 
aus ihrer Stellung zu dem Volksſchulgeſetz gezogen und ſich 
der Linken angeichloffen. Während die Mißſtimmung des 
Reichskanzlers ſich in der Debatte in erſter Linie gegen 
die Nationalliberalen kehrte, hat die freikonſervative Partei 
ſich den Nationalliberalen angeſchloſſen. Das Zentrum war 
ganz Willens, die Reform der Militärſtrafprozeßordnung im Sinne 
der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens und der Selb⸗ 
ſtändigkeit der Militärgerichte preiszugeben mit dem Vorbehalt, daß 
in Bahern die dort von allen Parteien, von der Regierung und 
von den Militärs hochgehaltenen Inſtitutionen unangetaſtet 
bleiben ſollten. Die Aufnahme dieſes partikulariſtiſchen Vor⸗ 
behalts in die Reſolution, für welche außer dem „nationalen“ 
Zentrum auch die „nationalen“ Deutſchkonſervativen ſtimmten, 
wurde aber durch die Freikonſervativen, die als „Reichspartei“ 
das partikulariſtiſche Experiment ablehnten, vereitelt. Die 
„bayeriſche Klauſel“ wurde abgelehnt und damit waren die 
bayeriſchen Mitglieder des Zentrums gezwungen, ſich von der 
Fraktionsleitung zu emanzipiren und für die Ausdehnung des 
bayerifchen Militärſtrafprozeßverfahrens auf die ganze deutſche 
Armee nach dem Antrag Buhl⸗Richter zu ſtimmen. Für eine 
Reform des Militärgerichtsverfahrens, die von dem von dem 
Reichskanzler ſo gelobten altpreußiſchen Verfahren möglichſt 
viel konſerviren würde, iſt alſo in dieſem Reichstag eine Mehr⸗ 
heit nicht vorhanden. Das „ſchwarze Kartell“ iſt im 
Reichstage unterlegen und hat den Reichskanzler in ſeine 
Niederlage hereingezogen. Er hat nur einen Troſt, nämlich 
den, daß die Verhandlungen im Reichstage zugleich eine Nieder⸗ 
lage für die Sozialdemokratie bedeuten. Durch die Veröffent⸗ 
lichung des Erlaſſes des Prinzen Georg von Sachſen über 
die haarſträubenden Mißhandlungen von Soldaten in ſächſiſchen 
Regimentern in dem Organ der ſozialdemokratiſchen Partei, 
dem „Vorwärts. hatte dieſe Partei ſich den Anſchein ge⸗ 
geben, als ob ſie einzige Vorkämpferin gegen dieſe nicht 
nur in Sachſen beſtehenden Mißſtände ſei. Durch Annahme 
der lendenlahmen Reſolution der konſervativ⸗klerikalen Mehr⸗ 
heit würde der Reichstag die Behauptung, als ob die auf dem 
Boden der gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung ſtehenden Par⸗ 
teien entweder nicht den guten Willen oder nicht die Energie 
hätten, dieſen Mißbräuchen entgegenzutreten, lediglich beſtätigt 
haben. Nicht wie der Reichskanzler meinte, durch Ablehnung 
der Reſolution Buhl-Richter, ſondern durch die Annahme der⸗ 
ſelben iſt dieſer falſche Schein beſeitigt worden. Ohne Zweifel 
wäre es beſſer geweſen, wenn die Nationalliberalen und die 
Freikonſervativen nicht den Sozialdemokraten und Freisinnigen 
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die Initiative in dieſer guten und populären Sache bisher 
überlafjen hätten. Angeſichts des offiziellen Erlaſſes des 
jächſiſchen Generalkommandos, deſſen Veröffentlichung wie eine 
Enthüllung wirkte, haben auch dieſe Parteien die bisher ge⸗ 
übte Rückſicht auf die Stimmungen in hohen militäriſchen Krei⸗ 
ſen aufgegeben. Eine Abhülfe für die leider vorhandenen 
Uebelſtände in der Armee iſt auf die Dauer nicht 
von gelegentlichen Indiskretionen, ſondern nur von 


Keunundneunzigfier 


einer regelmäßigen öffentlichen Verhandlung gegen die 
Urheber der Mißhandlungen zu erwarten. Nur wenn 
die Vorgeſetzten, die Untergebenen in ehrloſer und herz⸗ 


loſer Weiſe mißhandeln, am hellen Lichte des Tages far 
Rechenſchaft gezogen und beſtraft werden, iſt der Gerechtigkeit 
genug geſchehen. Daß durch eine ſolche öffentliche Prozedur 
die Disziplin in der Armee untergraben werden könnte, iſt 
eine grundloſe Befürchtung. Die nothwendige Disziplin wird 
beſſer gehandhabt werden können, wenn der Soldat ſich bewußt 
iſt, daß er gegen Mißhandlungen ſeitens ſeines Vorgeſetzten 
durch ein Gericht geſchützt wird, in dem zwiſchen dem Vor⸗ 
geſetzten und dem Untergebenen Sonne und Wind gleichmäßig 
vertheilt iſt. In Bayern hat die Oeffentlichkeit und Münd⸗ 
lichkeit des Verfahrens die Disziplin in der Armee nicht er⸗ 
ſchüttert, weshalb ſollte die gleiche Reform im übrigen Deutſch⸗ 
land der Disziplin ſchaden? Daß der geſtrige Beſchluß des 
Reichstags die Wirkung haben werde, daß in nächſter Zeit 
ſchon der Entwurf einer deutſchen Militärſtrafprozeßordnung 
ur Vorlage gelangt, welche den Anforderungen des Antrags 
uhl⸗Richter entſpricht, ift nach den Erklärungen des Reichs⸗ 
kanzlers kaum zu erwarten. Aber angeſichts der großen Er⸗ 
regung, welche der ſächſiſche Erlaß in ganz Deutſchland her⸗ 
vorgerufen hat, iſt die Hoffnung gerechtfertigt, daß die Regie⸗ 
rung und die maßgebenden militäriſchen Kreiſe die Frage einer 
erneuten ſorgfältigen Prüfung unterziehen und Einrichtungen 
beſeitigen, die nicht geeignet ſind, unſere Söhne, die in der 
ſchühe dienen, vor willkürlicher und grauſamer Behandlung zu 
ützen. 

— Der Kaiſer wird auch dem diesjährigen Feſte 

der Bonner Boruſſen beiwohnen. R 
— Auch im Auslande findet der Erlaß des Prin- 
zen Georg von Sachſen gegen die Soldaten⸗ 
ſchindereien gebührende Beachtung. Nachdem ſich ſchon 
neulich die vornehmſte der engliſchen Wochenſchriften, die kon⸗ 
ſervative „Saturday Review“, in bemerkenswerther Weiſe ge⸗ 
äußert hatte, ſtellt jetzt der „Standard“, das Organ der eng⸗ 
liſchen Toryregierung, unter der Ueberſchrift: „Grauſamkeit 
(Cruelty) in der deutſchen Armee“ folgende Betrachtungen an: 
„Die Meinung herrſcht, auch unter deutſchen Offizieren, daß 


die Soldatenmißhandlungen fortdauern werden, wenn nicht das 
deutſche Militärſyſtem reformirt und der berühmte Parade⸗ 
ritt oder Parademarſch abgeſchafft wird. Der Parade⸗ 
ſchritt iſt der deutſchen Armee eigenthümlich; er beſteht darin, daß 
die Soldaten mit N Ai em Bein marſchiren müſſen (with 
the leg absolutily rigid). Die gute Ausführung dieſes Schrittes 
iſt die exſte Probe eines Regiments bei Revuen. Es fit 
unglaublich, welche Mühe es macht, bis ein Soldat dieſe 
und andere mechaniſche Uebungen gelernt hat, und in 
dieſer Schwierigkeit liegt die Quelle aller Soldatenmißhand⸗ 
lungen. Ein Unteroffizier, deſſen Ruf bei den Offizieren von 
der erfolgreichen Trainirung ſeiner Rekruten abhängt, findet in 
dem Paradeſchritt und in den Uebungen des Kaſernenhofs reichliche 
Gelegenheit, um im Rahmen des Dienſtreglements die Leute mit 
ee Härte zu beitrafen (to punish the men with fearful 
severl A 
Auch wir ſind ſtets der Meinung geweſen, ehe nicht das 
ganze jetzt beim Militär herrſchende Sy ſtem einer gründ⸗ 
lichen Reform unterzogen wird, ſind alle auch noch ſo gut 


gemeinten Erlaſſe gegen Ausſchreitungen der Vorgeſetzten mehr 
oder weniger unwirkſam. 


— Der Staatsſekretär im Reichspoſtamt ſetzt, wie es ſcheint, 
alle Hebel an, um den Geſetzentwurf betr. das Tele⸗ 
graphenweſen im Reichstage zur Annahme zu bringen, ehe 
der Bundesrath die Vorlage, betreffend die Kommis Anlagen in 
Angriff nimmt. Vorgeſtern Abend hat die Kommi ſion in einer 
bis gegen Mitternacht dauernden Sitzung die nochmalige Berathung 
des Geſetzentwurfs beendigt und den Abg. Buol mit der Bericht⸗ 
erſtattung an das Plenum beauftragt. Zwölf Stunden ſpäter trat 
die Kommiſſion wieder zufammen, um den Bericht des Abg. Buol 
feſtzuſtellen, ſodaß der gedruckte Bericht heute ſchon vertheilt werden 
konnte. Noch ehe dieſe Vertheilung erfolgt war, iſt, wie in par⸗ 
lamentariſchen Kreiſen verlautet, eine Mittheilung des Reichs⸗ 
kanzlers an das Haus gelangt, welche die ſchleunigſte a 
des in Rede ſtehenden Geſetzentwurfs in Anſpruch nimmt. Was 
den Reichskanzler zu dieſem 8 veranlaßt hat, wiſſen wir 
nicht. Von „Gefahr im Verzuge7 tft gar nicht die Rede, da Nie⸗ 
mand das Telegraphenregal der Reichsverwaltung bedroht. Auf 
der anderen Seite aber liegen dem Reichstage einige bundert 


Petitionen von ſtädtiſchen Behörden — ein großer Theil derſelben M 


ſtammt aus Bayern — vor, welche in Uebereinſtimmung mit den 
nahezu einſtimmigen . des letzten deutſchen Handelstages 
verlangen, daß das Telegraphenmonopolgeſetz nur gleichzeitig mit 
dem Geſetz über die elektriſchen Anlagen zur Vollziehung gebracht 
werde, damit die Städte in der Benutzung ihrer Straßen durch 


eilung 
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die Reichstelegraphenverwaltung nicht mehr als nöthig beſchränkt 
werden. Die Kommiſſion hat in das Geſetz einige Beſtimmun 
aufgenommen, die angeblich geeignet ſind, den Bedenken gegen eine 
einſeitige Feſtſtellung des Telegraphenmonopols die Spitze ab⸗ 
zubrechen. Inwieweit das zutrifft, wird ſich erſt beurthellen laſſen, 
wenn das Ganze der Beſchlüſſe vorliegt. Vor Allem aber wird 
man doch den Kommunen Zeit laſſen müſſen, die — der 
Kommiſſton im Einzelnen zu prüfen, ehe das Plenum des Reichs⸗ 
tags in die Berathung 3 7 5 eintritt. ; 

— Die „Allg. Ztg.“ in München meldet, in parlamentarifcher 
Kreiſen verlaute, daß der Miniſter Herrfurth wegen ſeines 
Nierenleidens beabfichtige, den Abſchied zu nehmen. Von einem 
Nierenleiden des Mintiterd des Innern hat bis in die jüngſte Zeit 
nichts verlautet. Anſehen würde es ihm Niemand. Hoffentlich hat 
er die gute Zuverſicht, daß er mit ſeinem Nierenleiden recht alt 
werden könnte und auch noch lange ſeine Miniſtergeſchäfte zu be⸗ 
ſorgen vermöchte, wenn ihn nicht der neue Kurs zwingt, beſondere 
Rückſicht auf ſeine Geſundheit zu nehmen. Herrfurth iſt derjenige 
Miniſter, gegen welchen die äußerſte Rechte den tiefſten Groll hegt. 
Er iſt, wie die „Voſſ. Ztg.“ hervorhebt, ganz und gar nicht in reak⸗ 
tlonären Anſchauungen befangen, ſondern lebt in den Ueber⸗ 
lieferungen jener altpreußtiſchen Beamtenſchule, 
welche, ohne liberal zu fein, Verſtändniß für die Forde⸗ 
rungen der Zeit hatte und die Geſchäfte nach den 
Geboten der Sachkenntniß, nicht des Parteiin⸗ 
tereſſes, erledigte. Bei den Verhandlungen über die Landge⸗ 
meindeordnung wurde der Miniſter des Innern daher von der 
Kreuzzeitungs⸗Gruppe wie ein „Revolutionär“ befehdet. Er iſt 
überdies aut bürgerlich und das Schicksal hat kein Fideikommiß in 
ſeine Wiege gelegt — Grund genug, daß manche adelige Landräthe 
und Oberpréſidenten in ihm nur einen Emporkömmling ſehen. Auch 
für die Orthodoxie ſcheint der Miniſter des Innern nicht jene Be⸗ 
B zu hegen, wie ſie heute vielfach erfordert wird. Es 
önnte daher nicht Wunder nehmen, wenn Herr Herrfurth ernſte 
Beſorgniſſe wegen ſeines Nierenleidens hegte, ſobald das Schulge⸗ 
ſetz zu Stande kommt. Allein es iſt auch möglich, daß Herren 
aus einem anderen Grunde feinen Abſchied erhielte. Die „A 
Stg.“ fragt: „Sollte der Miniſter dem Grafen Zedlktz 
den Platz räumen und ſo den Nothausgang für 
das Schulgeſetz öffnen wollen?“ Graf Zedlitz wurde 
ſchon bei der Entlaſſung des Herrn v. Puttkamer als Miniſter 
des Innern genannt. Vielleicht ſoll er ebenſo von dem Kultusmi⸗ 
niſterlum in das Miniſterium des Innern verſetzt werden, wie ehe⸗ 
dem Herr v. Puttkamer. Dieſer Plan wäre verſtändlich, wenn auf 
das Schulgeſetz in der beantragten Form verzichtet würde. Ob an 
N telle dieſe Abſicht vorliegt, iſt jedoch vorerſt nicht zu er⸗ 
ennen, 

— In einer fatalen Lage befindet ſich das amtli 
Schmalkalder Tageblatt.“ Der verfloſſene . —. 
Fliedner hat das Blatt gegründet und nun darf es die von Berlin 
5 Artikel für das Volksſchulgeſetz nicht bringen, weil 
die Natlonalliberalen als Mitgründer und Subvention Zahlende 
ſolches ſich ausdrücklich verbeten haben. 

— Für den Schriftſteller Pius iſt die vom Gericht geforderte 
Kaution bereits geſtellt worden, ſodaß derſelbe bis zur Enticheidung 
über die von ihm gegen jeine Verurtheilung eingelegte Reviſion 
auf freiem Fuße bleiben kann. 

Heilbronn, 18. Febr. Zu der Amtsſuspendirung des 
hieſigen Oberbürgermeiſters Hegelmaſer wird der „Frkft. 2 
noch geſchrieben, der unmittelbare Anlaß zu der Suspendirung 
zweifellos der ganze Stand der gegen Hegelmaler eingeleiteten 
Disziplinarunterſuchung bezw. a beſonders ſchwere Fälle, die 
in jüngſter Zeit bekannt geworden find. Dahin gehört eine ſehr 
ins Gewicht fallende falſche 3 im Amte (die nach dem 
R.⸗Str.⸗G.⸗B. mit nicht unter einem Monat Gefängniß f 
wird). zeacimalet hatte eine ſtädtiſche Kaſſe in Gemeinſchaft mit 
dem Rendanten derart zu revidiren, daß Oberbürgermetſter und 
Rendant je einen verſchiedenartigen Schlüſſel beſaßen und nur ge⸗ 
meinſchaftlich die Rail öffnen konnten. egelmater ſtellte nun 
aber einfach ſeinen eigenen Schlüſſel dem Rendanten zu und be⸗ 
kundete trotzdem die ordnungsgemäß vorgenommene Revifton. Auch 
owa das Privatleben des Oberbürgermeiſters berührende Vor⸗ 
ommniſſe find in Betracht gezogen worden. Die Anklageſchrift, 
die dem Disziplinargericht entweder ſchon vorgelegt iſt, oder binnen 
Kurzem vorgelegt wird, ſoll 2000 Seiten umfaſſen; in zahlloſen 
Fällen iſt dem Oberbürgermeiſter nachgewieſen, daß er die Un⸗ 
wahrheit geſagt und falſch denuncirt hat, daß er ſich Unehrerbietig⸗ 
keit nach oben und Ungerechtigkeiten nach unten erlaubt hat, daß 
er nachläſſig und gewiſſenlos in der Ausübung ſeines Amtes war. 
— —— a. Te | 


Parlamentarische Nachrichten. 


Berlin, 18. Febr. Wie gerüchtweiie verlautet, hat der Bundes⸗ 
5 in ſeiner heutigen Sitzung den Entwurf eines Spionen⸗ 
ge A berathen, welches demnächſt an den Reichstag gelan⸗ 
gen ſoll. 

erlin, 18. Febr. Die Budgetkommiſſion des Reichstags be⸗ 
willigte heute die in der Denkſchrift zum Marineetat geforderte 
Vermehrung des Offizier⸗Perſonals und der 
Mannſchaften mit geringfügigen Abänderungen. Die Mehr⸗ 
forderungen für die Indienſtſtellung der Schiffe wurden um 
636 550 Mark gekürzt. 27 neue Stellen für Werftbeamte wurden 
abgelehnt! Abg. Singer brachte gu Sprache, daß auf der Kieler 
Werft Altersrentner, die noch in Arbeit ſtehen, im Lohn gekürzt 
würden, was alljeitig getadelt wurde, — worauf ret die are 
wird. — Namens des Zentrums wurde erklärt, die Partei 
werde in der Kommiſſion für die geforderte Perſonalvermehrung 
im Marineetat ftimmen, aber unter Vorbehalt ihrer Av- 
ſtimmung im Plenum und ohne Präjudiz für das nächſte Jahr. 
an hätte auch ohne dieſe Erklärung gewußt, daß das Zentrum 
ſeine jetzigen oder künftigen Bewilligungen von dem Schickſal des 
Volksſchulgeſetzes abhängig macht. 

Berlin, 18. Febr. Die Kommiſſion zur Berathung des An⸗ 
trags Barth ⸗ Rickert wegen Abänderung des 
Wablaef etzes zum Reichstage im Sinne der Sicherung des 


nſerate, die ſechsgeſpaltene Petitzeile oder deren Raum 
auf der letzten Seite 
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Wii eecnndſſes bat heute in zweiter . die bisherigen Be⸗ 
ſchlüſſe mit allen gegen zwei konſervative Stimmen angenommen. 
terſtatter für das Plenum iſt Abg. Groeber (Ztr.). 


i Aus dem Gerichts ſaal. 
* Berlin, 18. Febr. Prozeß Ahlwardt. Jortſeßupg, 
Es folgt ein Punkt in der Broſchüre, wonach behauptet wird, da 
Mitglieder des Magiſtrats zu Bekannten geäußert haben, daß fie 
Ausſicht hätten, Lieferungen für die Stadt zu erhalten, wenn ſie 
politiſche Geſinnung änderten und fortſchrittlich würden. Zum 
we für dieſe 1 beruft der Angeklagte ſich auf das 
eugniß des ei beſitzers, Ingenieurs Dopp. Zeuge Fritz 
opp weiß ſich eines derartigen Falles nicht zu entſinnen. Der 
Angeklagte behauptet, daß dem Zeugen ſelbſt Lieferungen entzogen 
worden ſeien, weil er ſeine politiſche Geſinnung nicht wechſelte. — 
— opp: Es ſei ihm nicht gala worden, daß die 5 —— 
der Lieferungen deshalb ſtattfand, weil er ſeine politiſche Geſinnung 
nicht wechſeln wollte. Er hatte j. Z. gerügt, daß man in der ſtäd⸗ 
tiſchen Gasanſtalt nicht ein geordnetes Submiſſionsweſen beobach⸗ 
tete, ſondern die Lieferungen immer nach „Vetternſchaften“ vergeben 
würden. Vielen Leuten ſei es nun aufgefallen, daß, obgleich er 
ein alter Induſtrieller ſei, er nie zu ſolchen Lieferungen Neger 
zogen werde. Bald nach jener Rüge ſei nun plötzlich von der ſtäd⸗ 
liſchen Gasverwaltung die Aufforderung an ihn ergangen, ſich an 
der Submiſſion auf Lieferung von Drehſcheiben und Centeſimal⸗ 
ara u betheiligen. Er habe dies auch gethan und bei weitem 
die billigſte Offerte abgegeben, trotzdem er ſich gleich gedacht habe, 
daß wahrſcheinlich der Mitbewerber, Fabrikant und jetzige Stadt⸗ 
verordnete Dinſe, der als guter Fortſchrittsmann ſich ſtets ge⸗ 
eigt, die Lieferung erhalten werde. Die Offerte deſſelben ſei viel 
Jobe geweſen, und nach allgemeinen Submiſſions⸗Grundſätzen 
hätte er den Zuſchlag erhalten müſſen. Statt deſſen ſei er nach 
einigen Tagen zu dem Oberingenieur Reisner entboten worden, 
der allerlei Ausſtellungen machte und ihn aufforderte, eine abge 
änderte Offerte abzugeben. Das habe er auch gethan, und obgleich 
die Preiſe ſich auch ein wenig erhöhten, blieb er doch noch hinter 
den anderen Offerten ey Obgleich nun in den Submiſſions⸗ 
Bedingungen ausdrücklich ſtand, daß Direktor Cunow den Zuſchlag 
ertheile, habe ihm dieſer geſchrieben, daß er unter den obwaltenden 
Verhältniſſen es vorziehe, die Entſcheidung und den Zuſchlag dem 
Magiſtrat reſpektive dem ſtädtiſchen Gaskuratorium zu überlaſſen. 
Dieſe Inſtanz habe ih m ſchließlich den Zuſchlag nicht ertheilt, ſon⸗ 
dern dem fortſchrittlichen Bezirksvorſteher Dinſe. — Juſtizrath 
or witz en dagegen, daß etwa dieſer Intereſſent mit feiner 
ſeitigen Ausſage als beweiskräftig gegen die Verwaltung gelten 
könne. — Staatsanwalt v. Rheinbaben beantragt, denn doch 
auch den Gasanſtaltsdirektor Cunow zu laden, der zweifellos 
bekunden werde, daß in dieſer Angelegenheit ſeitens der Verwal⸗ 
tung nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen prozedirt worden ſei. Im 
Uebrigen decke die Ausſage des Zeugen gar nicht die Behauptung 
des Angeklagten, daß Mitglieder des Magiſtrats Lieferanten er⸗ 
klärt hätten, ſie würden ſtädtiſche Lieferungen erhalten, wenn ſie 
ihre politiſche Geſinnung wechſelten. — Der Zeuge erklärt ſchließ⸗ 
lch, daß es in Fabrikantenkreiſen längſt bekannt ſei, daß die Sub⸗ 
miſſionsausſchreibungen nur zum Schein gemacht werden. Ihm 
habe auch einmal ein Stadtverordneter in einer Weinlaune Eröff- 
nungen gemacht, die ihn wahrhaft erſchreckt hatten. Dieſer Mann 
habe ihm geſagt, ob er denn glaube, er würde die Laſt des Stadt⸗ 
verordneten⸗Mandats übernehmen, wenn er nicht ſeine Vortheile 
dabei hätte. Er ſei der Socius der Firma Friedrich Siemens, die 
große Lieferungen für die Stadt habe, und wenn er, der Zeuge, 
auch der fortſchrittlichen Fraktion anſchließen würde, würde er 
auch große Vortheile haben. Der Vertheidiger meint, 
daß nun die Behauptung der Broſchüre ja erwieſen jet. — 
uſtizrath Horwitz beſtreitet dies und verzichtet auf weitere 
adungen von Mitgliedern des Gasanſtalts⸗Kuratoriums, da 
er einen Konkurrenten, der hier ſeine Beſchwerden vorbringe, als 
A und Sachverſtändigen abſolut nicht anerkennen könne. — 
wichtiger Punkt der Anklage befindet ſich in einem Kapitel der 
Ahlwardtſchen Broſchüre, welcher „as Judenthum in der 
Berliner Gemeindeverwaltung“ betitelt iſt. Das 
Kapitel beginnt mit der Bemerkung, daß die Berliner Gemeinde⸗ 
verwaltung anz und gar in Judenhänden ſich befinde. Die großen 
ſtädtiſchen Einkünfte bildeten daher einen einzigen großen Agita= 
tons fonds für jüdische Intereſſen. Der Angeklagte behauptet be⸗ 
ſonders, daß der Stadtrath Mamroth jeine Stellung als Vor⸗ 


ſitzender des Kurgtoriums der ſtädtiſchen Spaxkaſſe dazu benutze, Sch 


ch und feinen Freunden baares Geld zu verſchaffen, indem er 

echſel als Deckung dafür . — Juſtizrath Horwitz 
entgegnet, daß die ungeheuerliche Beſchuldigung des Angeklagten 
ſich leicht auf ein Nichts zurückführen laſſen würde. Die ſtädtlſche 
Sparkaſſe verfüge über ein Kapital von über 120 Millionen. Dies 
Geld müſſe natürlich untergebracht werden. Etwa ein Drittel ſei 
in Hypotheken e etwa ein Drittel werde zum Wechſelverkehr 
benutzt, und der Reſt müſſe liegen bleiben, um etwa außerordent⸗ 
lichen Forderungen, die an die Sparkaſſe geſtellt werden, begegnen 


U 
zu können. Nun ſei der Gebrauch eingeführt, daß eine beſtimmte 
nzahl als zweifellos ſicher anerkannter Firmen ihre Wechſel bei 
der Sparkaſſe diskontirxt erhalten könnten. Herr Stadtrath Mam⸗ 
roth ſelbſt mache ger feine Geldgeſchäfte; es exiſtire aber ein Bank⸗ 
haus Mamroth, deſſen Inhaber vielleicht auf einem der bei der 
Sparkaſſe zum Diskont gelangten Wechſel geſtanden habe. Dies 
möge der Angeklagte vielleicht verwechſelt haben. Zu dieſem Punkt 
wird der Kämmerer Maaß vernommen. Derſelbe ſagt aus: Die 
Sparkaſſe legt Im Gelder in Grundſtücken und Hypotheken an 
und diskontirt theilweiſe auch Wechſel. Die Belegung erfolgt in 
ganz beſtimmter, im Statut a Form. de Kaſſen⸗ 
ordre zeichne er ſelbſt mit. ie Spaxkaſſe verfüge über Be⸗ 
ſtände von circa 137 Millionen Mark und gebe einen Theil 
davon auf Diskont. Er ſelbſt habe als Chef der ſtädtiſchen 
Finanzverwaltung eine Liſte aufgeſtellt, in welcher alle die⸗ 
jenigen Häuſer, welche für die Sparkaſſe kreditfähig ſind, 
nach Kategorieen genau verzeichnet ſind. Dieſe Diskonten 
werden von dem altbewährten Makler Rothſtein an der Börſe 
ekauft, und man ſei oft ſehr froh, daß man überhaupt Diskonten 
ekomme. Stadtrath Mamroth habe die Befugniß, ſtatutenmäßig 
zu beleihen, wie er will, er habe aber in jedem Falle bei der 
Sitzung des Kuratoriums von den angelegten Geldern Mittheilung 
zu machen. Die angekauften Wechſel werden Stück für Stück genau 
nach der Liſte auf ihre Güte geprüft. Ob nun auf der Liſte bei 
weitem mehr Juden als Chriſten ſtehen, wiſſe er nicht, bekanntlich 
aber ſei ja eine größere Zahl der gr 
häuſer in jüdiſchen Händen. Die Liſte werde ihm von Zeit zu 
Zeit vorgelegt, und er berichtige diejelbe auf Grund der Mit- 
theilungen von Vertrauensmännern. Er könne mittheilen, daß bei 
der Hauptkaſſe und der ſtädtiſchen Sparkaſſe zeitweiſe 174 Millionen 
verfügbar waren. Die Firmen haben nicht beſtimmten Kredit, es 
werde aber ſtreng darauf geachtet, daß nicht allzu viel Kredit ge⸗ 
geben wird. Für die Verwaltung ſei die Hauptſache, ob ein oder 
zwei Firmen aus Lit. K der Lifte auf den Wechſeln ſtehen. Ihm 
ſei es deshalb auch gleichgiltig, wenn ein Wechſel von Herrn 
Schulze oder Müller gekauft wird, wenn nur Bleichröder oder 
Warſchauer oder die andelsgeſellſchaft auch darauf ſtehen. 
habe nun das Wechſelbuch noch einmal durchgeſehen und gefunden, 
daß im Laufe von zwei Jahren bei einem Wechſelbetrage von 
200 Millionen Mark etwa 7 Wechſel ſich vorfanden, wo ein Giro 
der Bankfirma Robert Mamroth (Sohn des Stadtraths Mamroth 
darauf ſtand, während Ausſteller und Acceptanten erſte Fürmen 
waren. Als ein derartiger Wechſel einmal von dem Makler an⸗ 
gekauft worden, habe Stadtrath Mamroth in übertriebener 
Peinlichkeit auf einen Kuratoriumbeſchluß gedrungen, ob er ſolchen 
Wechſel annehmen könne. Das Kuratorium habe einſtimmig 
beſchloſſen, daß Stadtrath Mamroth ſolche Wechſel abſolut nicht 
ablehnen dürfe. Was mit der Belegung der Wechſelgelder 
peieben. jet in legalſter Weiſe geſchehen. — Der Angeklagte 
etont, daß durch die Ausſage des Zeugen nach ſeiner Meinung 
das erwieſen ſei, was in der Broſchüre ſtehe; daß nämlich die 
durch die Geſammtheit aufgebrachten ſtädtiſchen Gelder haupt⸗ 
ſächlich den Juden zu gute kommen. er Vorſitzende meint 
dagegen, daß die Stadt ſolche großen Geldgeſchäfte mit Hausknechten 
doch nicht machen könne, ſondern ſichere Firmen brauche. Kämmerer 
Maaß erklärt, daß der Stadtrath Mamroth bei der Verwaltung 
des Dalldorfer Irxenhauſes gar nicht betheiligt ſei, ſondern nur 
bei dem Rummelsburger Arbeitshauſe und dem ſtädtiſchen Obdach. 
Es ſei ihm aber doch unerfindlich, wie der Stadtrath Mamroth 
Gelegenheit haben ſollte, durch dieſe Beziehungen irgend Jemandem 
Vortheile zuzuwenden. — Der Angeklagte bittet um die Vernehmung 
des Zeugen . welcher beim Arbeitshauſe in Rummels⸗ 
burg angeſtellt geweſen ſei und hierüber Näheres bekunden würde. 
Der Zeuge wußte nur mitzutheilen, daß er auf Veranlaſſung des 
Stadtraths Mamroth verſetzt worden ſei, weil er mit ſeinen Neben⸗ 
Angeſtellten in Uneinigkeit gerathen ſei. — Um 7¼ Uhr wird die 
Verhandlung auf den heutigen Vormittag 9 Uhr vertagt. 


— 


R. Außerordentliche Stadtverordneten⸗ 
Sitzung. 
Poſen, 18. Februar. 

Anweſend find die Stadtverordneten Asmus, Bach, Borchert, 
Brodnitz, Fahle, Fontane, Förſter, Herzberg, Dr. Hirſchberg, Jacob⸗ 
ſohn, Jerzykiewicz, . Kirſten, Dr. Landsberger, Leitgeber, 
Dr. Lewinski, Liſſner, Manheimer, Orgler, Prausnitz, Schoenlant. 
leyer, Türk, Victor, Wollburg und Wolinski. 

Der Magiſtrat iſt vertreten durch den Erſten Bürgermeiſter 
Witting, den Stadtbauxath Grüder und die Stadträthe Annuß, 
Kronthal, Schweiger, Dr. Oſowieki, Dr. Gerhardt und Dr. Bail. 

Den We führt Juſtizrath Orgler. Derſelbe theilt mit, in der 
Zeit vom 15. bis 20. Februar ſei Seitens einer Anzahl Stadtver⸗ 
ordneten ein Antrag eingebracht worden dahingehend, eine Petition 
an das Abgeordnetenhaus gegen den Volksſchulgeſetzentwurf zu be⸗ 
ſchließen und den Magiſtrat zu erſuchen, dieſer Peiiton beizutreten. 

Zu Begründung des Antrages erhält der Stadtv. Fahle das 
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Wort. Derſelbe führt aus: Er gehöre mit zu den Unterzeichnern 
des Antrages und jet mit der Aufgabe betraut worden, dieſen An⸗ 
trag zu begründen. Er beabſichtige nicht eine lange Schulrede zu 
halten, ebenſo gedenke er die Angelegenheit nicht vom allgeme 
politiſchen Standpunkte oder von demienigen der Nationalität und 
Konfeſſionalität zu betrachten, ſondern er wolle vielmehr eine Ueber⸗ 
ſicht geben über die Art und Weiſe, wie ſich unſer Simultanſchul⸗ 
weſen bis zu ſeiner heutigen Höhe entwickelt habe unter beſonderer 
Berückſichtigung des Werthes, den es für unſere Stadt habe. 
Vorweg dürfe er wohl die Ueberzeugung ausſprechen, daß in der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung kein Mitglied vorhanden ſei, welches 
den Werth unſeres ſimultanen Schulweſens verkenne. Die Reform 
des Poſener Schulweſens ſei im Jahre 1863 begonnen und im 
Tot 1878 zum Abſchluß gebracht worden. Bis zum Beginn der 
chulreform habe im hieſigen Gemeindeſchulweſen die denkbar größte 
Unzweckmäßigkeit und Zerſplitterung geherrſcht. Es ſeien in Po 
vor dem Jahre 1868 4 evangeliſche, 6 katholiſche und 1 jüdiſche 
Volksſchulen vorhanden geweſen. Dazu ſei denn noch eine niedere 
Volksſchule gekommen, welche mit dem katholiſchen Schullehrer⸗ 
ſeminar verbunden war. Alle dieſe Schulen ſeien von 2550 
Kindern beſucht worden, welche in 34 Klaſſen von 32 Lehrkräften 
unterrichtet wurden. In den Klaſſen, die ſämmtlich überfüllt 
waren, ſelen Mädchen und Knaben zuſammen vereinigt geweſen. 
Eine gleichmäßige 1 habe den Schulen Poſens gemangelt, 
einige ſeien 2klaſſig, einige 3klaſſig geweſen. Die Ueberfüllung der 
ulen habe es mit ſich gebracht, daß für 6 Klaſſen ſogenannte 
Halbtagsſchule eingerichtet werden mußte. Im Jahre 1863 — 
die Stadt Poſen das Projekt einer großartigen Reorganiſation ihres 
Schulweſens gefaßt und im Laufe der nächſten zehn Jahre zur Durch⸗ 
führung 15 Es ſollten große Schulkörper gebildet werden, 
die von Rektoren geleitet würden und in denen die Kinder, nach 
den Geſchlechten getrennt, aber in betreff der Nationalität und Kon⸗ 
feſſion vereinigt, unterrichtet würden. Die Trennung der Kinder 
nach Geſchlechtern ſei zuerſt in Angriffgenommen und bis 1872 gänzlich 
durchgeführt worden, während die Umwandlung der Schulen nach dem 
Prinzip der Simultanität eine längere Zeit tu Anſpruch genommen 


Er] habe. Es müſſe hier vorausgeſchickt werden, daß die ſtädtiſchen⸗ 


Körperſchaften von Poſen damals ſich mit einer Petition an das 
Abgeordnetenhaus gewendet hätten, in welcher um die Genehmi⸗ 
ung zur Einführung von Simultanſchulen gebeten wurde. Dieſe 
Betttion ſei aber gänzlich unbeachtet geblieben, wohl deshalb, weil 
der erwartete Volksſchulgeſetzentwurf inzwiſchen unterblieben jet. 
Im Jahre 1868 habe die Stadt Poſen eine zweite Petition mit 
demſelben Inhalte an die Staatsregierung folgen laſſen; doch ſei 
der Stadt die Bitte um Gewährung von Simultanſchulen, inſofern 
ſolche durchweg eingeführt werden ſollten, auch diesmal rundweg 
abgeſchlagen worden; indeß habe der Unterrichtsminiſter anerkannt, 
daß die eigenthümlichen gemiſchten Verhältniſſe in fed die Bitte 
um Simultanſchulen berechtigt erſcheinen ließen. Dieſer Beſcheld 
habe den Magiſtrat auf den Gedanken gebracht, mit der Einrich⸗ 
tung einer Simultanſchule vorzugehen, in welche diejenigen 
Kinder aufgenommen werden ſollten, deren Eltern dieſelben der 
Schule freiwillig anvertrauen wollten. Dieſe Schule ſei Oſtern 
1871 mit 100 Schülern eröffnet worden, und habe im Wlnter⸗ 
Semeſter bereits 150 Kinder erreicht. Das Schulgeld habe für 
jedes Kind jährlich 3 Thaler betragen. Dieſer Schnle ſeien ſowohl 
Polen wie Deutſche, Evangeliſche wie Katholiken und Juden zu⸗ 
geführt worden. Daß dieſe Schule Anklang gefunden habe, ſei 
darin zu erkennen 1 daß den ſtädtiſchen Behörden aus der 
Bürgerſchaft der Wunſch e worden ſei, auch für Mäd⸗ 
chen eine ſolche Schule einzurichten, um derſelben eine gleich gute 
Schulung und Srsiehung an ebelden zu laſſen. Dieſe zweite 
Schule mit ſimultanem Charakter ſei 1873 ins geben gerufen wor⸗ 
den und habe den Anfang der jetzigen Mädchenſchulen gebildet. 
Der Magiſtrat und die ſtädtiſchen Behörden überhaupt hätten be⸗ 
reits ſeit längerer Zeit dafür geſorgt, die kleinen Schulen mit we⸗ 
nig Klaſſen zu beſeitigen und die größeren Schulen zu vermeh⸗ 
ren. Am 1. Oktober 1873 ſeien dann die damals beſtehenden acht 
ſtädtiſchen Freiſchulen in drei Simnultanſchulkörper zuſammenge⸗ 
legt worden. Die ſtädtiſchen Behörden ſeien hierbei von der Ueber⸗ 
zeugung ausgegangen, daß es in jeder Hinſicht förderlich ſei, die⸗ 
jenigen, welche im ſpäteren Leben in vielfachen Beziehungen zu 
einander treten, auch ſchon in der Schule im Unterrichte und in 
der Erziehung zu vereinigen. Im Laufe der Zeit ſeien dann noch 
3 weitere Simultanſchulen eingerichtet worden, und heute zählten 
die Volksſchulen Poſens 125 Klaſſen, 139 Lehrkräfte und 7342 
Kinder. Dieſes in e dete die wenig Jahren unter der Herr⸗ 
ſchaft der Volksſchule gezeitigte Reſultat bekunde, daß das ſtädtiſche 
Schulweſen auf ſicheren Wegen gehe. Im Jahre 1874 ſei in Poſen 
plötzlich die Nachricht verbreitet worden, daß das hier beſtehende 
Schullehrer⸗Seminar nach Rawitſch verlegt werden ſolle. Dieſe 
Dislozirung habe dem damaligen Oberbürgermeiſter von Poſen, 


5 Kohleis, an deſſen Namen ſich die Umwandlung des 
oſener Volksſchulweſens knüpft, Gelegenheit geboten, bei 
dem Herrn Oder⸗Präſidenten eine Reorganiſation des Se⸗ 


bringen: In einem ausfüßhr⸗ 


minarweſens in Anregung zu bringen. 
rr Kobleis ſich über Weſen, Werth und 


lichen Berichte habe He 


Berliner Brief. 
Von Philipp Stein. 


(Nachdruck verboten.) Berlin, 17. Februar. 

„Ein großer Aufwand nutzlos iſt verthan“ — am 
Dienſtag iſt im königl. Schauſpielhauſe „Das heilige 
Lachen“ Wildenbruchs aufgeführt worden. Auch für dieſe 
neueſte Dichtung Wildenbruchs war die Reklame vorher ſehr 
groß geweſen, ebenſo groß wie vor der Aufführung des „Neuen 
Herrn!“ — aber während wir nur wenige Kritiker geweſen 
waren, die den „Neuen Herrn“ nach Gebühr getadelt hatten, 
wird diesmal wohl die geſammte Kritik ſich gegen das 
Machwerk erklären, das mit einem Dekorationsaufwand von 
60 000 Mark als „Märchenſchwank“ geſtern aufgeführt ward. 
Ein Märchenſchwank! Das Schwankartige darin iſt blödeſter, 
flachſter Poſſenkram trivialſter Art und das Märchenhafte 
entbehrt völlig aller Naivetät und jedweder Poeſie. Vor der 
Aufführung des Stückes haben die Wildenbruchjaner befürchtet, 
man würde dem hohen Fluge der Wildenbruchſchen Fantaſie 
nicht folgen können, und nun hat ſich gar kläglich gezeigt, daß 
dieſe Fantaſie gar nicht vorhanden iſt. Soweit es ſich nicht 
um den Beifall der Galerie handelte und ſoweit das Geſammt⸗ 
publikum ſich nicht durch die prächtigen Bühneneffekte, durch 
die ſehr ſchönen Dekorationen, die Balleteinlagen, die 
Muſik von Ferdinand Hummel und durch ähnliches Beiwerk 
blenden ließ, war die Wirkung des Stückes eine ſehr geringe. 
Bleiſchwer laſtete die Langeweile auf dem Publikum — oft 
aber wards noch ſchlimmer, die Geſchmackloſigkeit und Albern⸗ 
heit einzelner Szenen wirkte geradezu peinlich und wenn nicht 
die Anweſenheit der kaiſerlichen Familie und die Tradition des 
Schauſpielhauſes dies verhindert hätte, ſo wäre der Wider⸗ 


ſpruch des unbefangenen Publikuns wohl lauter und ent⸗ 
ſchiedener geweſen als der demonſtrative Beifall der guten Freunde. 
Das „Heilige Lachen“ iſt die bisher ſchlechteſte Arbeit 
Wildenbruchs. Sie iſt wirklich ſehr ſchlecht. Das Wilden⸗ 
bruch ein Dichter iſt, haben vielfach ſeine früheren Arbeiten 
gelehrt, aus dieſer neueſten könnte man es nicht erfahren, wohl 
aber lehrt das „Heilige Lachen“ aufs Empfindlichſte, daß 
Wildenbruch kein feiner kritiſcher Kopf iſt. Nachdem er auf 
dem Ritt ins neue realiſtiſche Land mit ſeiner „Haubenlerche“ 
keinen literariſchen Erfolg erfochten hat, beginnt er die 
Trauben, die er nicht erreichen kann, als zu ſauer zu ſchelten. 
Er will eine literariſche Satire ſchreiben, wie es Goethe, wie 
es Platen gethan hat und verfällt in ein kindliches Lallen. 
Was ſeiner Meinung widerſpricht, das widerlegt er nicht, 
ſondern er ſucht es lächerlich 17 machen, indem er mit kleinen 
Späßchen ſich einen Augenblicks ⸗Pyrrhusſieg zu erſchleichen 
ſucht. So ſind z. B. Wildenbruchs Rezenſenten oft anderer 
Meinung geweſen als der Dichter ſelbſt — wie widerlegt er 
ſie nun? Ganz einfach. Im 2. Bilde des „Heiligen Lachens“ 
braut Peſſimus einen Trank, den len und ſeine 
Freunde, die Häßlichkeit, die Lüge, der Haß und der Neid, 
thun in dem Tranke ein kräftig Gewürz hinein. Der „Neid“ 
ſpendet die giftige Feder eines Rezenſenten, der am Gallen- 
fieber geftor 
mühſam ein bischen Geſchmack und Verſtändniß anerzogen 
worden iſt, freute ſich, daß ſeine Lehrmeiſter nun auch einmal 
ſchlecht davonkamen und klatſchte ſehr lebhaft, faſt ſo lebhaft 
wie beim Erſcheinen des Storches Adebar. Den Storch Ade⸗ 
bar Wildenbruchs kennen Sie noch nicht? Da muß ich denn 
wohl oder übel Ihnen ſchon die ganze klägliche, einfältige 
Geſchichte vom „Heiligen Lachen“ erzählen, ſchon damit Sie 


iſt. Das Publikum, dem von den Rezenſenten] H 


ſehen, daß die Sache wirklich höchſt kläglich iſt und ich nicht 
nur aus Gallenfieber⸗Sucht hier raiſonnire. i 

Alſo: es war einmal ein Mann, der, hoher Protektion 
ſich erfreuend, als Legationsrath und Dichter Gehälter und 
Tantiemen bezog und ſich freute, wie gut die Welt ſei. Und 
es ärgerte ihn, daß die böſen Peſſimiſten behaupteten, es ſei 
doch nicht Alles ſo ſchön in der Welt. Und deshalb ging er 
hin und dichtete einen ſogenannten Märchenſchwank, um zu 
beweiſen, daß wir in der beſten aller Welten leben und nur aus 
Böswilligkeit das nicht anerkennen wollen. Und der Mann 
hieß Wildenbruch und ſeine Dichtung „Das heilige 
Lachen“, ein Märlein in 6 Bildern. Erſtes Bild: Der 
„Große Prinzipal“ der Welt hört mit Freuden den Bericht 
der Buchführerin „Wahrheit“ daß die Menſchen unter Leitung 
des Bürgermeiſters „Animus“ und ſeiner Gattin „Schönheit“ 
in Liebe und Ordnung leben. Zum Dank dafür ſendet er 
dieſem Ehepaar ein 5 durch den Storch Adebar: 

So ſteige hernieder 

eh zu den Menſchen, Du b 

Fu freudige Stimme der freudigen Wa Lacken 

Der Storch und das Söhnlein, eine niedliche Pu 
ziehen ab unter dem Beifall des Publikums und iR Balle 
ſprüngen der Heinzelleute (was man übrigens vor Wildenbruch 
einzelmännchen nannte, was aber Wildenbruch nach der 
Analogie Schutzmann — Schutzleute abgeändert Hat.) Der 
„Große Prinzipal“ übergiebt, da er andere Welten aufſuchen 
muß, die „Große Apotheke“, darinnen Glaube, Liebe, Hoffnung 
aufbewahrt wird, dem Proviſor Optimus. Vorher, nachher 
De dae gef Ballet und lebende Bilder Zweites Bild. 
seht 5 Peſſimus braut ſeinen gefährlichen Trank und 
giebt Optimus davon zu koſten. Der arme Kerl wird be⸗ 


Einrichtung ö 
ſehr eingehend aus Pers und dieſes Schulſyſtem für unſere 


von Simultanſchulen in der rovin 


Poſen 
national und konfe gemiſckte Bevölkerung als beſonde 
weckmäßig und förderlich hingeſtellt. Herr Kohleis habe mit 
rem Blicke auch ſehr richtig erkannt, daß das Simultanſchul⸗ 
weſen nicht eher geſichert ſei, als bis durch die Errichtung eines 
en ſimultanen Lehrer ⸗ Seminars mu Poſen für eine ent⸗ 
rechende Vorbildung von Lehrern für dieſe Schulen geſorgt wor⸗ 
den ſei. Eine Petition der Stadt Poſen an den Unterrichtsmini⸗ 
ſter, am 9. September 1874, welche die 5 


rs 


des Lehrer⸗ 
Seminars in Poſen und deſſen Verwandlung in eine Simultan⸗ 

talt als Externat zum Gegenſtande gehabt habe, jet, wie man 
wiſſe, erfolglos geblieben. Dieſes Vorgehen des Poſener Magiſtrats 
weije die Richtung, in der heute die Verbeſſerung unſeres Schul⸗ 
weſens angeſtrebt werden müſſe. Der Referent wendet ſich nun⸗ 
mehr zu den für unſere lokalen Verhältniſſe namentlich in Be⸗ 
tracht kommenden Paragraphen des Volksſchulgeſetzentwurfes. Der 
$ 14 garantire allerdings den Fortbeſtand von Simultanſchulen an 
Orten, wo dieſelben jetzt beſtehen, und ordne nur an, daß bei der 
Gründung neuer Schulen überall dort, wo ein anderes Syſtem 
nicht beſtehe, konfeſſionelle Schulen einzuführen ſeien. Enthalte 
ſonach der $ 14 für die Simultanſchule keine Gefahr, jo müſſe dies 
von der Safjung des $ 15 geſagt werden, wonach eine vom Staate 
anerkannte Religionsgeſellſchaft die Errichtung einer beſonderen 
Volksſchule verlangen könne, wenn die Zahl der dieſer Geſellſchaft 

ebörigen Schulkinder, welche die Schule einer anderen Kon⸗ 
feffion beſuche, die Zahl 30 überſteige. Dieſer $ biete unzweifel⸗ 
haft eine kräftige Handhabe zum Angriffe gegen das Simultan⸗ 
ſchulweſen, und es ſei hier in die Hand der Religions = Gemeinde 

t, beim Regierungs⸗Präſidenten die Errichtung einer beſon⸗ 

eren konfeſſionellen Schule durchzuſetzen. Angeſichts ſolcher Be⸗ 
ſtimmungen müſſe gefragt werden, ob die Sicherheit vorhanden ſei, 
daß unſer ſimultanes Volksſchulweſen nicht angegriffen werden 
würde. Er meine, dieſe Sicherheit ſei nur in ſehr geringem Maße 
vorhanden. Wenn der Entwurf Geſetz werden ſollte, werde unter 
einem gewiſſen Drucke das Volksſchulweſen baldigſt überall kon⸗ 
feſſionell geſtaltet werden und unſere Simultanſchulen würden bald 
vereinzelt daſtehen, ge einer Oaſe in dem überall konfeſſionell 
etrennten Volksſchulweſen. Aber auch eine Reihe von Ver⸗ 
2 — anderer Art werde mit dieſem Geſetze Platz greifen, 
jo hinſichtlich der Lehrbücher, der Ertheilung des Religionsunter⸗ 
richts, der Prüfung der Volksſchullehrer in der Religion u. ſ. w. 
Redner geht des Weiteren ein auf die Beſtimmung wonach ein 
Lind der Regel nach den Unterricht von einem Lehrer ſeines 
Bekenntniſſes empfangen ſolle. Die Konſequenzen dieſer 
Beſtimmung zeigt Referent an dem Beiſpiele einer unſerer Stadt⸗ 
chulen, an welcher in Verfolg dieſer Beſtimmung etwa 7, der 
hrer katholiſcher Konfeſſion fein müßten. Ueberhaupt müßte die 
konſequente Anwendung dieſer Beſtimmung in Poſen einfach zur 
Konfeſſionalität der Schulen führen. Und dann die Beſtimmung 
des Geſetzes, welche die Beurtheilung der veligiöjen Reife des Se⸗ 
minarabiturienten lediglich in die Hand des geiſtlichen Kommiſſars 
legt; dieſe Beſtimmung werde manchem Lehrer die Anſtellung er⸗ 
ſchweren oder ganz unmöglich machen, abgeſehen davon, daß Viele 
nicht aus Ueberzeugung und Intereſſe an der Anſtalt wirken wer⸗ 
den, an welche ſie berufen ſeien. Das Geſetz ſei geeignet, die na⸗ 
tionalen Verhältniſſe bei uns zu verſchieben, es bedeute eine Ver⸗ 
ſchlechterung des nationalen Beſitzſtandes. Es habe die Abſicht, 
ier eine Petition gegen das Geſetz zu beſchließen, eine pewiile 
egung hervorgerufen, aber er habe nicht geglaubt, daß ein pol⸗ 
niſches Blatt ſich ſoweit vergeſſen könnte, die jüdiſchen Mitglieder 
dieſer Verſammlung auf das Heftigſte anzugreifen und den ver⸗ 
werflichen Verſuch zu unternehmen, ſie durch Drohungen zu be⸗ 
wegen gegen die Simultanſchule zu ſtimmen. (Pfui!) Man wolle 
ja doch durch dieſes Vorgehen niemandem zu nahe treten, ſondern 
nur eine anerkannt bewährte Einxichtun 
men, und er hoffe, daß alle deutſchen Mitglieder der Verſammlung 
durch ihre Votum zu erkennen geben würden, daß ſie bereit ſeien, 
dieſe Einrichtung ſchützen und vertheidigen zu helfen. (Lebhaftes 
Bravo!) 

Stadtv. Leitgeber: Der Vorredner 11035 entgegen ſeiner 
eingangs abgegebenen Verſicherung, keine politiſche Rede halten zu 
wollen, doch in provokatoriſcher Weiſe geſprochen. Zur Stellung 
der Katholiken gegenüber dem Schulgeſetzentwurfe, müſſe er mit 
Bedauern hervorheben, daß ihr Wunſch, die polniſche Sprache ein⸗ 
geführt zu ſehen, keine Berückſichtigung gefunden habe. Aber den⸗ 
noch würden ſie für dieſes Geſetz Dosen, vom Standpunkte als 
Katholiken. Und eben von dieſem Standpunkte erkläre er ſich auch 
auf das Entſchledenſte gegen die beantragte Petition. Man könne 
die Simultanſchule nicht gutheißen, weil ſie auf die Erziehung der 
Jugend zerſetzend einwirke. enn man dem r auf die 
guten religiöſen Reſultate der Simultanſchule hinweiſe, fo überſehe 
man, daß dieſe nicht von der Schule, ſondern von der kathollſchen 
Geiſtlichkeit herbeigeführt ſeien. Und wolle man es denn leugnen, 
daß die Simultanſchulen mit Schuld trügen an der ſozialiſtiſchen 
Bewegung, die immer weitere Kreiſe ergreife und ſich nicht mehr 
zurückdämmen laſſe? Der Antrag des Herrn Herzberg und Ge⸗ 
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noſſen jet geeignet, eine Zwietracht zu erzeugen und im böchſten 
Maße zu ſteigern. Er ſeinerſeits halte bie Simultanſchule in Poſen 
für lange Zeit geſichert, und deshalb müſſe er ſich über die ent⸗ 
fachte Waden r wundern, er würde es auch richtiger ge⸗ 
funden haben, dieſe Frage nicht hier, ſondern auf neutralem Boden 
zum Austrage zu bringen. Die katholiſche Bevölkerung werde ſich 
gezwungen ſehen, nun auch ihrerſeits zur Simultanſchulfrage 
Stellung zu nehmen Sie wünſche aber keine Zwietracht, zu der 
man durch dieſe Petition den Anſtoß gegeben habe. Wenn dieſelbe 
gr Dee werden jollte, jo werde man den Frieden, den beide 
beile wünſchten und brauchten, nicht fördern. 

Eriter Bürgermeiſter Witting: Die Stellungnahme des 
Magiſtrats zu dem Antrage ſei durch die Natur der Sache ge⸗ 
geben. Denn der Magiſtrat der Provinzial⸗Hauptſtadt Poſen ſei 
weder liberal noch konſervativ, weder freiſinnig noch nationalliberal, 
weder polniſch noch deutſch; er ſei lediglich ſtädtiſche Obrigkeit, 
welche alle Angelegenheiten nur von dem Geſichtspunkte zu prüfen 
habe, ob ſie im öffentlichen Fer der Stadt ſeien, welche er ver⸗ 
walte, ob ſie dieſer förderlich und 3 ſeien, oder nicht. Von 
dieſem Geſichtspunkte ausgehend, babe der Magiſtrat, zwar nicht 
einſtimmig aber doch in ſeiner überwiegenden Mehrheit ſich bereit 
erklärt, bei der vorgeſchlagenen Petition mit der Stad'verordneten⸗ 
Verſammlung zuſammenzuwirken, freilich nur unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen. Der Magiſtrat gehe von der Anſicht aus, daß der 
beſtehende Zuſtand im ſtädtiſchen Schulweſen befriedigend ſei und 
daß ein zwingender Grund zur Aenderung nicht vorliege. Wenn 
der Herr Vorredner behauptet habe, daß der Status quo in Poſen 
ein ſchlimmer ſei, ſo geſtehe er offen, daß er den Beweis für dieſe 
Behauptung vermißt habe. Er erkläre aber, daß von dem Mo⸗ 
mente an, wo dem Magiſtrate bewieſen werde, daß die Simultan⸗ 
ſchulen in Poſen, wie Herr Leltgeber geſagt habe, auf die Moral 
der Jugend zerſetzend wirkten, daß der Magiſtrat von dieſem Mo⸗ 
mente ſeine Ueberzeugung, daß die Stmultanſchulen für Poſen 
nützlich ſeien, ändern werde. Der Magiſtrat ſei auch ferner über⸗ 
zeugt, daß durch die Simultanität der konfeſſtonelle Frieden beſſer 
gefördert werde, als durch Trennung nach Konfeſſionen, und er 
werde bis zum Beweiſe des Gegentheils unerſchütterlich auf ſeinem 
Standpunkte verharren. Aber als Magiſtrat einer konfeſſionell 
und national geſchiedenen Bürgerſchaft jet derſelbe unbedingt ver⸗ 
pflichtet, ſich aller Kundgebungen zu enthalten, welche verletzend 
auf die Empfindungen eines großen Bruchtheiles einwirken könnten. 
Und aus dieſem Grunde werde er der Petition, wenn ſie unter 
ſeiner Mitwirkung zu Stande kommen ſolle, nur beitreten, wenn 
ſie ſich A nariffe auf Nationalität und Konfeſſion enthalte 
und rein ſachlich auf dieſe hier vorgetragenen Geſichtspunkte be⸗ 
ſchränkt bleibe. Nach dieſen amtlichen Erklärungen wolle man ihm 

eſtatten, noch perſönlich Nachſtehendes hinzuzufügen. Er fühle 
ich hierzu gedrungen, weil er die Befürchtung hege, daß er 
wenn er gewiſſe Aeußerungen, die gethan worden ſeien, unwider⸗ 
legt laſſe, das Vertrauen der Bürgerſchaft nicht mehr in demſelben 
Maße beſitzen werde, wie er es bisher beſeſſen habe, Er habe 
kürzlich in einer geſchloſſenen Geſellſchaft, im Poſener Lehrerverein, 
Aeußerungen lediglich im Intereſſe der Beruhigung und des 
Friedens über dieje lag a A gethan, die den argzeren pol⸗ 
niſchen Zeitungen Anlaß zu Angriffen gegen ihn geboten hätten. Er 
babe in dieſen Ausführungen, die allerdings lemlich 

die Oeffentlichkeit gelangt ſeien, geſagt, daß er es ablehnen müßte, 
über den Werth oder Unwerth des Aber prganf besch. im 
Allgemeinen zu ſprechen, daß er ſich vielmehr darauf beſchränken 
müſſe, über den Einfluß des neuen Geſetzes auf die hieſigen Schul⸗ 
verhältniſſe ſeine perſönliche Meinung zum Ausdruck zu bringen. 
Er habe hinzugefügt, daß er ſich ſtets beſtrebt habe, die Ueber⸗ 
zeugung Anderer zu ſchätzen, und daß er es verſtehen könnte, daß 
Jemand in Folge einer beſtimmten Entwickelung und Geiſtes⸗ 
richtung auf dem Boden der konfeſſionellen Schule ſtehen könnte. 


unvollkommen in 


r habe dann dem entſchiedenen Zweifel Ausdruck gegeben, daß 
der Leiter des preußiſchen Schulweſens, der Herr Unterrichts⸗ 
miniſter, welcher die hieſigen Schulverhältniſſe genau kenne, an den 
beſtehenden Zuſtänden rütteln werde, und er habe ferner geſagt, 
daß die allernächſte Zeit lehren würde, ob dieſer Zweifel begründet 
ſei oder nicht An dieſe Ausführungen habe er, wie er ſtets * 
thun pflege, Worte der Verſöhnung geknüpft, und er ſei daher ſehr 
überraſcht geweſen, nach einigen Tagen in den polniſchen Blättern 
Angriffen gegen ſeine Perſon zu begegnen, welche er nicht verdient 
zu haben glaube. Man habe ihm vorgeworfen, er habe ſchnell 
vergeſſen, was er am Tage ſeiner Amtseinführung gelobt habe, 
nämlich unbedingte Gerechtigkeit und gleichmäßige Berückſichtigung 
beider Nationalitäten. Man habe ferner geſagt, er ſei der eigent⸗ 
liche Urheber der heutigen Beſprechung. Der Herr, welcher das 
geſchrieben habe, müſſe ein ſehr ſchlechter Diplomat ſein und ſehr 
mangelhafte Informationen beſitzen; er müſſe betonen, daß be 
allen Herren — es ſeien dies Männer der verſchiedenſten Partei⸗ 
ſtellung — die ihm näher ftänden, dieſe Inſinugtionen nur Hefter. 
keit erregt habe. Auf den age Vorwurf, daß er vergeſſen habe 
Gerechtigkeit zu üben und ſein eden Verſprechen einzulöſen, 
müſſe er entgegnen, daß er denſelben als beſonders tragiſch nicht 
auffaſſen könne, indem er glaube, daß der Herr, welcher dies ge⸗ 
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ſchrieben habe, ſelbſt nicht daran glaube. Denn er nehme an, daß 
15 — Herr ebenſo wiſſe wie jeder Andre, daß ihm nichts ferner 
liege, als irgend welche Begünſtigungen eintreten zu laſſen für 
irgend einen Theil der Bürgerſchaft. Er habe lange vor dem 
Erlaſſe der Verfügung betreffend die Ertheilung des polniſchen 
Privat⸗Sprachunterrichts mit ſeinen Sympathien und Antipathien 
wenig zurückgehalten, und er wiſſe ſehr gut, daß er nicht nur ein 
Bürgermeiſter der 35 000 Deutſchen Poſens, ſondern auch der 
35 000 Polen ſei, und er werde ſich weder durch Lob noch durch 
Tadel von ſeinem Standpunkte abbringen laſſen. Er könne dem 
Vorredner aber darin nicht beiſtimmen, daß die Zwietracht von 
denjenigen Herren in die Verſammlung gebracht werde, welche ſich 
dieſer Petition anſchließen wollten. Es ſolle ja hier nichts Neues 
geſchaffen, es ſolle nur verſucht werden, den bisherigen Zuſtand zu 
erhalten. Darin aber könne er eine Schürung der Zwietracht nicht 
erblicken, und er ſtimme dem vollkommen bei, daß er in dieſem 
kritiſchen Wendepunkte der ſtädtiſchen Entwickelung die Sereinal bung 
ſolcher Probleme, wie es das der konfeſſionellen Schule ſei, für 
höchſt gefährlich halte. Die Frage, ob konfeſſionelle oder Simultan⸗ 
ſchule, ſei eine Sache des Gewiſſens und der Ueberzeugung, und 
er meine, man müſſe fremde Ueberzeugungen immer achten, wenn 
man ſich überzeugt habe, daß Diejenigen, welche dafür eintreten, 
nicht ſelbſtſüchliger Intereſſen verfolgten, ſondern nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen handeln. Ex denke dabei an die unvergeßliche 
Stunde, als er zum erſten Male die Ehre gehabt habe, an dieſer 
Stelle zu ſtehen, wo er geſagt habe, man möge das vergeſſen, was 
uns trenne und ſtets deſſen gedenken, was uns verbinde. 
Er habe damals nicht geglaubt, daß der bittere Tag der Tren⸗ 
nung ſo bald kommen werde. Er wünſche nur das Eine, daß, wenn ſich 
Meinungsverſchiedenheiten gebildet hätten, man auch mit ritterlichen 
affen und nicht vergifteten kämpfen möge. Angeſichts dieſes 
Kampfes, der hier heute zu Tage getreten ſei, erinnere er ie 
Herren an das Sprichwort: Friede ernährt und Unfriede verzehrt.“ 
Stadtv. Fontane: Wer die Aeußerungen der polniſchen 
Preſſe verfolgt und die Ausführungen des Hrn. Stadtv. Leitgeber 
gehört habe, müßte glauben, daß aus Anlaß dieſer Petition eine 
tiefgehende errang in der polniſchen Bevölkerung vorhanden jet. 
em ſei aber nicht ſo. Eine tiefgehende Erregung ſei auch gar 
nicht gerechtfertigt, weil wirkliche Beweggründe für dieſe nicht vor⸗ 
handen ſeien. Es werde, wie Herr Leitgeber dies behauptet habe, im 
Ernſt wohl Niemand ſagen wollen, daß der vorliegende Antrag einen 
Angriff auf die Natlonalität oder Konfeſſtonalität der polniſchen 
Mitbürger in ſich ſchließe. Der Herr Erſte Bürgermeiſter habe 
bereits zutreffend hervorgehoben, daß irgend eine Aenderung in 
dem ſtädtiſchen Schulweſen von keiner Seite beabſichtigt werde. 
man bezwecke weiter nichts, als das Beſtehende und für gut 
Erkannte zu erhalten. Es ſei wohl bekannt, daß ſeitens der polni⸗ 
ſchen Bevölkerung die Simultanſchule nicht . — mit freundlichen 
Blicken angeſehen werde, aber die kühne Behauptung, daß dieſes 
Schulweſen auf die Moral der Kinder ſchädlich oder gar zerſetzend 
wirke, müſſe als gänzlich unbegründet zurückgewieſen werden. 
Er ſtehe ſeit 25 Jahren im öffentlichen Leben dieſer Stadt, aber 
niemals ſei ihm Anlaß l worden, ein ſolches abſprechendes 
Urtheil begründet zu finden. Der Hinweis auf die Simultanſchule 
als eine 
Wo 
Doch 
dort, wo die Konfeſſionsſchule beſtehe. Daher auch die Gegner⸗ 
ſchaft der Sozialdemokratie gegen die Simultanſchule. Herr Leit⸗ 
geber habe ja ſelbſt konſtatirt, daß hier in Poſen, wo doch das 
ganze Volksſchulweſen auf ſimultaner Grundlage beruht, die Sozial⸗ 
demokratie keinen Boden gewinne. Es ſei in der That eine durch 
Nichts erwieſene Behauptung, daß dieſe Schule den Glauben und 
das religiöſe Gefühl raube oder auch nur beeinträchtige. In den 
Simultanſchulen komme der Religionsunterricht vollkommen zu 
einem Rechte, und gerade die katholiſche Konfeſſion erkenne an, 
aß die religiöſe ace dee derſelben nicht zurückgegangen jet. 
Es ſei der aufrichtige unſch der deutſchen Antragſteller, mit 
ihren polniſchen Mitbürgern in Frieden zu leben und darum eben 
beſchränke man ſich auf die beſcheidene Bitte an die Landesvertre⸗ 
tung, dahin zu wirken, daß die beſtehende, dem nationalen und 
fonfefftonellen Frieden dienende Geſtaltung unſeres Volksſchul⸗ 
weſens nicht durch bedenkliche geſetzgeberiſche Maßnahmen geführdet 
werde. Er könne wohl den der Petition abgeneigten Standpunkt 
der polniſchen Kollegen verſtehen, aber nicht die angeblich vor⸗ 
handene große Erregung über dieſelbe. 
Stadtv. Kirſten: Um an den Schluß des 
anzuknüpfen, müſſe er ſagen, daß er die Haltung der Gegner dieſer 
Petition nicht verſtehe. Wenn man bedenke, daß unſer Schul⸗ 
1 das mühſam geſchaffen worden und einen ſehr erheblichen 
ruchtheil der ſtädtiſchen Mittel abſorbire, in Gefahr ſtehe, zer⸗ 
trümmert zu werden, ſo müßten auch die Gegner dazu beitragen, 
dieſe Gefahr abzuwenden. Es ſei nicht richtig, daß das ſimultane 
Schulſyſtem eine zerſetzende Wirkung äußere. Wenn das Schul⸗ 
geſetz zur Folge haben follte, daß jedes Kind nur von einem Lehrer 
ſeiner Konfeſſion den Unterricht erhalten müſſe, dann ſei 
unſer Schulweſen bedroht und der beabſichtigte Schritt vollkommen 


Rader ſolle, müſſe als ſehr unglücklich bezeichnet werden. 
indet denn die Sozialdemokratie ihre meiſten Anhänger? 


errn Vorredners 
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trunlen und fällt um, Peſſimus nimmt ihm die Schlüſſel der 
„Großen Apotheke“. Um bei den Menſchen leichter Einlaß 
zu finden, nennt er ſich fortan Ole Peſſimoff (durch dieſe 
feine Satire ſind natürlich Ibſen und Tolſtoi für immer ver⸗ 
nichtet) Seine Begleiter nehmen auch andere Namen an, die 
„Lüge“ nennt ſich „Wahrheit“, die „Häßlichkeit“ nennt ſich, Echt⸗ 
heit“, der „Haß“ „Unentwegtheit“, der „Neid“ heißt „Ueber: 
eugungs treue“. Man merkt die Abſicht und man wird verſtimmt. 
Das verſtändnißvolle Publikum ſchweigt und das verſtändniß⸗ 
loſe gleichfalls, da nicht getanzt wird. Das dritte Bild 
lehrt, daß mit Peſſimiſten nicht gut Spargel eſſen iſt. Bei 
Animus und Frau Schönheit iſt Kindtaufſchmaus, Alles 
ſchwelgt in Liebe und Seligkeit. Da kommt Ole Peſſimoff 
mit ſeinem Trank. Vier Spießbürger, die bisher ſehr 
vergnügt ihre Spargel gegeſſen haben, beginnen mit dem 
Trunk Peſſimismus im Leibe ſofort um ihre Spargel zu 
auken. Ich muß nun jagen, ich habe ſchon mit den ſchönſten 
und begehrlichſten Peſſimiſtinnen ſogar Auſtern gegeſſen, aber 
ſo peſſimiftiſche Erfahrungen wie Wildenbruch mit ſeinen 
Spargeln habe ich noch niemals gemacht. Ole Peſſimoff hält 
nun eine Rede, in der er ſo dumm thut, als verſtände er von 
der modernen realiſtiſchen Literatur ſo wenig wie ſein geiſtiger 
Vater Wildenbruch. Er ſpricht von der Ehelüge und anderen 
Dingen und wirft ſchließlich Knallbonbons in die Feſtver⸗ 
ſammlung. In dieſen Knallbonbons befinden ſich Verslein, 
die in überraſchend kindiſcher Weiſe die Tendenzen der modernen 
Literatur traveſtiren. Die „Schönheit“ und die „Wahrheit“ 
werden infolgedeſſen verjagt, Peſſimoff zum Herrſcher der Welt 
ernannt. Viertes Bild. Hübſche Dekoration, im Uebrigen 
inhaltslos, die „Schönheit“, ſchlechte Verſe ſprechend, erſcheint 
dem Animus im Traum. Fünftes Bild. Die „Schönheit“ 


mit ihrem Söhnlein, der über Nacht zum „Lachgott“ ausge⸗ 
wachſen iſt. en empfindet Sehnſucht nach der „Schön: 
heit“ und erſcheint, die Talmikette ſeiner Prinzipien um den 
Hals. In einer Szene von unangenehm lüſternem Gepräge 
macht der c dot das „Heilige Lachen“, in peinlich kupp⸗ 
leriſcher Weiſe den Peſſimus ſo verliebt in die Schönheit, daß 
er ſogar ſeine Prinzipienkette bei der Schönheit zurückläßt. 
Er geht fort, großes Ballet, een Dekoration. Stürmiſche 
Rufe nach Balletmeiſter und Regiſſeur: Wildenbruch erſcheint 
dankend. Sechſtes Bild, letztes aber albernſtes. Peſſimus 
ſoll die Viet. d heirathen, erklärt aber die Ehe ſei abge⸗ 
ſchafft. Dieſe Idee wird nun von den auf der Bühne an⸗ 
weſenden Ehepaaren in einer ſo läppiſchen, nervös machenden 
trivialen Weiſe ausgenutzt, wie es das Publikum auch der 
letzten Poſſenbühne ſich nicht hätte gefallen laſſen. Da erſcheint 
dann Optimus mit der Prinzipienkette des Peſſimus. Dieſer 
wird geſtürzt und in eine Flaſche geſteckt und der Chor ſingt: 

Gebt den Stöpſel her 
Und den Klöpfel N 
Der die Welt verſauert, 
ai nun eingemauert, 
eſſimoff, Peſſimus. 

„Ich ſetze die Verſe hierher nicht um ihrer Schönheit 
willen, ſondern nur um zu beweiſen, daß die Geſchichte ſich 
wirklich ſo verhält, wie ich berichte. Dann große Schlußapo⸗ 
theoſe, jubelnde Rufe des Publikums nach dem Maſchinen⸗ 
meiſter und dankende Verbeugung Wildenbruchs. 


Der Peſſimismus alſo ift beſiegt, Optimus regiert wieder 
die Welt unter Oberaufſicht der Wahrheit. Damit Optimus 
aber nicht wieder durch ſeine vielen Süßigkeiten die Menſchen 
verweichlicht, wird Peſſimus verpflichtet gratis den Rha⸗ 
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barber zu liefern. Von den guten Eigenſchaften der Medizinal⸗ 

flanze Rhabarber habe ich wohl ſchon ſprechen hören — 
Kr Beziehungen zum Optimismus und Peſſimismus waren 
mir jedoch bisher unbekannt. 


Wenn es erlaubt iſt, gegenüber dieſem „Märchenſchwank“ 
. noch eine ernſthaft kritiſche Bemerkung zu machen, ſo 
muß daran erinnert werden, daß dieſe ganze olfige Allegorie, 
dieſes kümmerlich erkünſtelte Machwerk, wenn es überhaupt 
etwas beweiſt, doch das größte Armuthszeugniß für den Opti⸗ 
mus, für die ——— von Glaube, Liebe und Hoffnung aus⸗ 
ſtellt. Der Peſſimismus wird geſtürzt, weil er — ſeine Prin⸗ 
zipien verliert. Ja, iſt es denn dann überhaupt noch der 
Peſſimismus? Das Gute, der Optimus, ſiegt nicht aus 
eigner werbender, innerer Kraft, ſondern weil der kuppleriſche 
— und doch zugleich heilige? — Lachgott den Peſſimus 
lüſtern macht, weil die „Schönheit“ dem Peſſimus buhleriſch 
in Ausſicht geſtellt wird. Das Gute kann alſo nicht ehrlich 
und ſtark das Böſe bekämpfen und verdrängen? Ei, ei, Herr 
v. Wildenbruch! Wir meinen, eine Zeile Schopenhauer iſt 
zwar mehr werth als Ihr ganzes „Heiliges Lachen“, aber 
trotzdem denken wir von dem guten Prinzip höher als Sie. 
Das Gute bricht ſich Bahn und verdrängt das Schlechte, 
ſelbſt die ſchlechten Dichter, ſogar wenn dieſe Dichter die 
Prinzipienkette ihrer „Haubenlerche“ dem „Heiligen Lachen“ 
zu Liebe opfern. 


uſtalt, welche die ſozialiſtiſche Bewegung mit verſchuldet 
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die Simultanſchule eintreten, und dann in ſolche, welche dieſe 
Schule auch wollen, aber bloß als Uebergang zur völlig religions⸗ 
loſen Schule. Letzteres Endziel werde aber nicht offen verrathen, 
deshalb ſage er, dieſe Herren ſeien verſchleierte und verkappte 
en Bei dieſen Leuten handele es fi 
Reichskanzler geſagt habe, nicht um Konfeſſion und Simultanſchule, 
ondern um die Entſcheiduug zwiſchen Religion und Atheismus. 

m weiteren wendet ſich Redner gegen das, was Felix Dahn in 

reslau, der Redakteur der Frankfurter Zeitung, Herr Stern, und 
Profeſſor Beyſchlag über den Volksſchulgeſetzentwurf geſchrieben 
und a n haben, indem er dieſe Herren als verſteckte Gegner 
der Religion überhaupt bezeichnet. 

Nach dieſen Ausführungen wird ein Schlußantrag angenommen. 
Stadtv. Fahle überreicht dem Vorſitzenden das Material zu der zu 
beſchließenden Petition mit der Bitte um Berückſichtigung derſelben. 
Stadtv. Leitgeber ſpricht in perſönlicher Bemerkung dem 
Erſten Bürgermeiſter ſeinen Dank dafür aus, daß er ſich auch 
heute wieder zu dem Prinzipe der Gleichberechtigung für die 

deutſchen und polniſchen Bürger der Stadt bekannt habe. Stadtv. 
erzberg giebt ſeinem Bedauern Ausdruck, daß ihm durch den 
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ſönlichen Bemerkung dieſes Herrn wie des Referenten, wird der 
Schluß der Diskuſſion angenommen. 

In der Abſtimmung, die auf Antrag des 
Stadtv. Wolinski namentlich erfolgt, wird, wie 
bereits mitgetheilt, der Antrag auf Abſendung 
einer Petition an das Haus der Abgeordneten 
gegen den Volksſchulgeſetzentwurf mit allen 
gegen die drei Stimmen der Polen angenommen 

Hiermit ſchließt die Sitzung um 7¼ Uhr. 


Lokales. 


Poſen, den 19. Februar. . 
[Waſſerſtand der Warthe.] Telegramm aus Schrimm 
vom 18. Febr.: 3,24 Meter, vom 19. Febr.: 3,15 Meter. 
br. Verſchwunden. Ein hieſiger Deſtillateur hat es vorge⸗ 

ogen, ſich aus dem Staube zu machen, um einer ihm bevor⸗ 
die enden Anklage wegen Betruges aus dem Wege zu gehen. Er 
hatte bei der Denaturirung des Spiritus es mit Geſchick per⸗ 
tanden, die ihn kontrollirenden Steuerbeamten zu hintergehen. 

ie Flüſſigkeit, mit welcher der Spiritus denaturirt werden muß, 
befindet ſich bekanntlich in großen Ballons, welche mit einer 
Plombe verſchloſſen ſind. Jener Deſtillateur hat nun immer ein 
und denſelben Ballon benutzt, denſelben mit . Spiritus 
gefüllt und die alte Plombe in äußerſt geſchickter Weiſe wieder be⸗ 
jen! t, jo daß es ausſah, als wenn dieſelbe erſt ganz neu darauf 
efeſtigt war. Das Lokal, in welchem dann die Denaturirun 
ſtattfand, hat er mit dieſem Denaturirungsmittel beſprengt, jo da 
die kontrollirenden Beamten in Folge des ſtarken Geruchs die voll⸗ 
zogene Denaturirung im guten Glauben beicheinigten. Der ſchlaue 
namen bekam dann die bereits gezahlte Spiritusſteuer von 
70 M. pro 100 Liter zurückgezahlt und konnte nun den anſcheinend 
denaturirten 1 5 als Trinkſpixitus verkaufen, jo daß er an 
jedem Liter 70 Pf. verdiente. Am Dienſtag iſt dieſer Schwindel, 
welcher vielleicht ſchon längere Zeit betrieben wurde, endlich durch 
Ball entdeckt worden und Abends war der findige Geſchäftsmann 
ereits aus Poſen verſchwunden. 
* Ein Schornſteinbrand war geſtern Abend 7½ Uhr im 
Hauſe Große Gerberſtraße Nr. 36. Derſelbe erloſch bald von ſelbſt 
— die inzwiſchen alarmirte Feuerwehr nicht weiter in Thä⸗ 
gkeit. 

* br. Aus dem Polizeibericht. Verhaftet wurden im 
Laufe des geſtrigen Tages drei Perſonen wegen Bettelns und ein 
Böttchergeſelle, welcher in angetrunkenem Zuſtande das Publikum 
auf dem Bürgerſteige der Friedrichſtraße beläſtigte. — Auf po⸗ 


R 


lizetiliche Veranlaſſung wurde am Donnerſtag eine Frau, 
pe auf der 9 5 in Krämpfe verfiel und ich Werdau 


vollſtändig hülfloſem Zuſtande befand, in das ſtädtiſche Kranken⸗ 
aus und eine andere Frau, welche in einem Geſchäftsladen in der 
albdorfſtraße in Krämpfe verfiel, in ihre Wohnung geſchafft. — 

efunden wurde am 11. d. Mis. in der Wilhelmſtraße ein 
* Beutelportemonnaie mit 2,03 Mk. Inhalt und am 15. 
„ Mts. auf dem Petriplatz ein lederner Maulkorb mit Marke. 
— nn 


Handel und Verkehr. 


Koln, 18. Febr. Der Verwaltungsrath der „Arenbergſchen 
Aktiengeſellſchaft für Berabau und Hüttenbetrieb in Eſſen a. gl Kr 
chlägt, wie die „Köln. Zig.“ meldet, die Vertheilung einer Divi⸗ 
ende von 80 Prozent vor. Die Bergwerksgeſellſchaft „Vereinigter 
Bonifacius bei Gelſenkirchen zu Kray“ erzielte einen Reingewinn 
von 1121654 Mark. Es wird eine Dividende von 13%, Prozent 


vorgeſchlagen. 
Marktberichte. 

* Berlin, 19. Febr. [(Städtiſcher Zentral⸗ 
viehhof.] (Amtlicher Bericht.) Zum Verkauf ſtanden 
215 Rinder, 50 Stück geringerer Qualität wurden zu vorigen 
Montagspreiſen verkauft. 1 85 Verkauf ſtanden 1451 Schweine, 
darunter 348 Bakonier, inländiſche ruhig. Preiſe etwas an⸗ 
ziehend Markt geräumt. Die Preiſe notirten für II. und III. 
46 53 M., Bakonier unverändert, 48—51 M. für 100 Pfd. 
IJtleiſchgewicht mit 20 Proz. Tara. Zum Verkauf ſtanden 
. 839 Kälber, trog verhältnißmäßig reichem Angebot war das 


ch 1 der Kaufmannſchaft koſtete Spiritus loko ohne Faß f 


e r. thatſächlich unter der polniſchen Be⸗ 64 


1, wie auch der Herr G 


chlußantrag das Wort abgeſchnitten worden iſt. Nach einer per⸗ 45 


cc 
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Geſchäft ruhig. Die Preiſe notirten für I. 51—61 Pf., aus⸗ 
geſuchte darüber, für II. 44—50 Pf., für III. 36—42 
für ein Pfd. Fleiſchgewicht. Zum Verkauf ſtanden 161 Ham⸗ 
mel, ohne Nachfrage. 

Berlin, 18. Febr. Nach amtlicher Feſtſtellung Seitens 1 
re 
ins Haus oder auf den Speicher geliefert, per 100 Liter à 100 


Prozent: a 
Unverſteuert, mit 50 M. Verbrauchsabgabe: 
Am 12. Febr. 65 M. 50 Pf., am 13. Febr. 66 M. 
. 10 Pf., am 16. En . 50 Pf., am 17. 


Pf., am 18. Febr. 65 f. 
Unverſteuert, mit 70 M. Verbrauchsabgabe: 


f., am 
Febr. 


Am 12. Febr. 45 M. 90 Pf., am 13. Febr. 46 M. 50 Pf., am 
15. Febr. 46 M. 60 Pf., am 16. Febr. 46 M. — Pf., am 17. Febr. 
45 M. 40 Pf., am 18. Febr. 45 


7 N 
Bromberg, 18. Febr. (Amtlicher Bericht der Handelskammer. 
Weizen 198 —208 M., geringe Qualität 185-197 M, feinſter 
über Notiz. — Roggen 201—212 M., geringe Qualität 185 bis 
200 M., feinſter über Notiz. — Gerſte 150—165 M., Braugerſte 
165—170 M. — Erbſen —*＋. 25 

M. — Hafer 180 bis 165 M. — Lupinen 65—85 Mk. — Spiritus 
50er 64,00 M., 70er 44,50 M. 

Marktpretſe zu Breslau am 18. Februar. 


Feſtſetzungen 
der ſtädtiſchen Markt⸗ 
Nottirungs⸗Kommiſſton. 


2 
Feſtſetzungen der Handelskammer⸗Kommiſſion 
feine mittlere ord. Waare. 
ps per 100 Kilogr. . 24,40 23,20 20,10 Mark. 
. . . . 24,.— 22,60 1990 = 
e 


* 


& 


Unken 23,.— 21,.— 18— . 

18. Febr. BA Produkten = Börfen- Bericht.) 
p. 1000 o — Ge —— Ctr., abgelaufene 

Kündigungsſcheine —, p. Febr. 223,00 Gd. p. April-Mat 221,00 Gd 

Hafer (p. 1000 Ki 
Febr. 56,50 Br. Spiritu 

he : excl. 50 und 70 M. f 
iter, 8 Febr. (50er) 63,50 Gd. Febr. (70er) 44,00 Gd., April⸗Mai 
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Zink. 

Stettin, 18. Febr. Wetter: ſchön, Temperatur — 4 Gr. R., 
Morgens — 10 Grad R., Barom. 748 mm. Wind: SSW. 

Weizen geſchäftslos, per 1000 Kilo loko 205— 219 M. bez., ver 
April-Mat 215 M. Br., 214 M. Gd., per Mai⸗Juni 216 M. Br., 
215 M. Gd., per Juni⸗Juli 217 M. Br., 216 M. Gd. — Roggen 
matter, per 1000 Kilo loto 200—208 M. bez., per April⸗Mai 215 
M. Gd., per Mai⸗Juni 214 M. bez. und Br. 213 M. Gd., per 
Juni⸗Juli 209,5 M. Gd., p. Juli⸗Auguſt 195,5 M. bez. — Gerſte 
per 1000 Kilo loko 150—178 M. Hafer ver 1000 Kilo loko 
150—160 M. — Rüböl geſchäftslos, per 100 Kilo Februar 56 M. 
Br., per April⸗Mai 55,5 M. Br., Septbr.⸗Okt. 55,75 M. Br. — 
Spiritus wenig verändert, per 10 000 Liter⸗Proz. loko ohne Faß 
70er 45,2 M. bez., per April⸗Mai 70er 45,8 M. nom., per Aug.⸗ 
Sept. 70er 46,8 M. nom. — Angemeldet: Nichts. 

Nichtamtlich: Petroleum loko 11 M. verſt. bez. (Oſtſ.⸗Ztg.) 


Telegraphiſche nachrichten. 


Paris, 19. Febr. Laut Mittheilung aus Regierungs⸗ 
kreiſen beſchränkte ſich Freyeinet geſtern wegen der Empfangs⸗ 
ſoirée bei Carnot darauf, letzterem die durch Ablehnung des 
Vertrauensvotums ſeitens der Kammer hervorgerufene Situa⸗ 
tion darzulegen. Freycinet werde Freitag früh die Demiſſion 
des geſammten Kabinets einreichen. 

Paris, 19. Febr. Laur ſtrengte als Zivilpartei bei der 
Zuchtpolizei Klage gegen Conſtans wegen körperlicher Miß⸗ 
handlung an. Er verlangt, abgeſehen vom Strafantrage des 
Staatsanwalts, einen Franks Schmerzensgeld. Laur hat die 
1 des Senats zur Verfolgung Conſtans nicht nach⸗ 
geſucht. 

London, 19. Febr. Das Unterhaus nahm in erſter 
Leſung die iriſche Lokalverwaltungsbill an. 

Bukareſt, 19. Febr. Bei den Senatswahlen des zweiten 
Wahlkollegiums wurden 39 Konſervative, fünf Oppoſitionelle 
75 ein Unabhängiger gewählt; ferner finden vier Stichwahlen 
tatt. 

Athen, 19. Febr. Die Kammer nahm geſtern mit be⸗ 
deutender Mehrheit ſämmtliche Finanzvorlagen, darunter das 
Tabakmonopol an. 


Berlin, 19. Febr. [Telegr. Spezialbericht 
der „Poſ. Ztg.“] Abgeordnetenhaus. Bei der 
Fortſetzung der Berathung des Eiſenbahnetats kam die Frage 
über die Perſonentarifreform zur Erörterung. Abg. Broemel 
befürwortet den Antrag auf die baldige Vornahme einer ſolchen 
Reform, wenigſtens im Rahmen des Maybach'ſchen Projekts, 
unter Erörterung der Unbilligkeiten des jetzigen Tarifs. Miniſter 
v. Thielen erkannte die Nothwendigkeit einer Tarifver- 
einfachung an, erachtete ſie aber nicht ſo dringend, um 
ſofort ein e Riſiko zu übernehmen; die Unter⸗ 
ſuchungen hierüber würden fortgeſetzt. Den Zonentarif aber 
hielt der Miniſter für wirthſchaftlich und finanziell verfehlt. 
Der Finanzminiſter empfahl die Ablehnung des An⸗ 
trages Broemel und nahm die Regierung ſodann bezüglich des 
Garantiegeſetzes in Schutz. Er ſtellte aber eine größere 
Trennung der Eiſenbahn⸗ von der Finanzverwaltung in Ausſicht. 

Wien, 19. Febr. Die Regierung legte dem Abgeord⸗ 
netenhauſe einen Geſetzentwurf vor, der die Regierung zur 
Außerkursſetzung der Vereins- und Vereinsdoppelthaler im 
Verordnungswege ermächtigt. 

Rom, 19. Febr. Von hier und verſchiedenen anderen 
Orten wird gemeldet, daß die Arbeiter wieder arbeiten. Die 
Stadt hat ihr gewöhnliches Ausſehen, die Läden find ge- 


Pf.] Die Brücken find noch militäriſch beſetzt; 


150 —160 M., Kocherbſen 161-190 Ri 
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öffnet, Fiaker, Wagen, Omnibus⸗Geſellſchaft verkehren wieder. 
man glaubt, der 
Tag werde ruhig verlaufen. 


Amtlicher Marktbericht 


Weizen nied 


Gerſte 
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Marktbericht der Kaufmänniſchen Vereinigung. 
ten, den 19. Februar. 
feine W. mittl. W. ord. W. 


Pro 100 Kilogramm. 
Weizen 21 M. 80 Pf. 20 M. 70 19 M. 90 Pf. 
Roggen 21 ⸗ 40 ⸗ 20 99 20 — ° 
Gerſte . 16 = 50 = 15 20 ⸗ 14 50 =» 
Hafer 16 1 
„ (Kochw.) 19 = — = 18 = 0 = — — - 
Erbſ. (Futterw.) 16 = — = 15 50 —ĩ — = 
Kartoffeln 8 8 „ O 
Wicken. 12 50 ũ 12 :::: 
made Gag . 88 = 5 = 60 = Er = 2 . 
upinen (blaue = = .— : = = 
Die Harktkonmifken. 
Börſe zu Poſen. 
r. [Amtlicher Börſenbericht.!] 


ofen, 19. Februg 
leitas Be —,— L. Regulirungspreis (50er) 62,30, 
(70er) 42,90. 19.855 ohne er eher: leichter 3 8 
o „Februar. [Privat⸗Bericht. 5 roſt. 
Eoleitas feiter. Loko ohne Faß (50er) 62,30, (70er) 42,90. 


VBörſen⸗ Telegramme. 
Berlin, 19. Februar Telegr. Agentur B. Heimann, Boten), 


Weizen feiter Spiritus feiter 

do. April-Mat 207 501204 25 170er loko ohne Faß 46 30 45 70 
do. Mai⸗Juni 2:9 205 75 [70er April-Mat 46 800 46 20 
Roggen feſter 70er Juni⸗Juli 47 30) 46 70 
do. ea Mat 218 75/214 7570er Juli⸗Auguſt 47 700 47 — 
do. 1 215 75211 75 [70er Aug.⸗Sept. 47 800 47 20 
Rüböl feit 50er loko ohne Faß 65 80 65 50 
do. April⸗Mat 56 20 56 — [Ha 

do. Sept.⸗Okt 56 — 55 75 do. April⸗Mai 156 201154 — 


Kündigung in Roggen — Wſpl. 
Kündigung in Spiritus (70er) —,000 Otr., (50er) —,— Ltr. 


Berlin, 19. Februar. Schluſt⸗Cour ſe. Not.. 8. 
Weizen pr. Mal. un . . + 208 50 202 — 
do. ai⸗Jun i . „ 210 — 206 50 
Noggen pr. Aprilę⸗ęꝗęNa . . . 219 25 215 25 
4 ai⸗Jun k. . . 216 — 21 
Spiritus (Nach amtlichen Noticungen 
Do. Der oh 0 


Not. v. 18. 


45 70 
do. 2 46 30 
do. 70er Juni⸗Juli 47 30 46 80 
do, 70er Juli⸗Auguſt. 47 80 47 20 
do. 70er Aug ⸗ Sept 47 90 47 30 
do. 50er lock 65 80 65 50 
Dt. % Reichs- Anl. 84 —| 84 . poln. 3% Wbhef 63 50) 63 5e 
Konſolld. 4% Anl. 106 60,106 60] Poln. Sauter. 60 75 60 50 
0. are 98 80| 98 90] Ungar. 4¼ Goldr 92 50 92 60 
Poſ. 4% Pfandbrf.101 901101 80 do. 5% Papterr. 88 30 88 30 
Bo. 3%, Pfobrf. 95 80. 95 80 Nane Br Akt. 169 40169 75 
Pol. Rentendriefe 102 801102 90] Seſtr. fr Staatsb. 3125 40125 — 
0). Prov. Oblig. 93 50 93 50 Lombarden 41 90 42 — 
eſtr. Banknoten 172 50172 50 70 8 
Oeſtr. Silberrente. 80 80) 80 90 ſti 


Ruſſiſche Banknoten 200 951201 — 
RL Bdk. Pfdbr. 94 600 94 60 
l. Steinſalz 80 50 30 30 
Oſtpr. Südb. E. S.A. 73 6074 10 -Snowraz 
Nan Audwiahfdte 116 Mg: Be ee 
Eibethalbahn „ „101 99 01 10 


2 
— 


139 


ortm. St. Pr. L. A. 50 

9 
Na 
mmand 


0180 
Roc zer Gupftabl 110 10 1 


50 139 40 


en 138 50 
8 5 Staatsbahn 125 25, Kredit 169 75. Diskonto 


@retin, in ban (fer Acatr u binn. Bf), 


en feſt 5 | Spiritu 
Be ee 219 20,214 — per [ofo 50 J. Aba. — — — — 
do. Mai-Junt 220 — 215 — per [ofo 70 M. Abg. 45 500 45 20 
Roggen feſt 180 „April⸗Mal „ 46 30 45 80 
do. April⸗Ral 221 501215 — ug.⸗Sept. „ 47 50 46 80 
Nut e. 217 50 213 — | Vetrolenm *) 
[4 — 
Ri April heal 56 — 55 50 do. per loko 11 10 90 
do. Sept.⸗Okt. 56 — 55 70 
) Petroleum loco berſteuert Uſance 1¼ pCt. 
Waſſerſtand der W̃ 
arthe. 
Voſen, am 15 Febr. Mittags 0 Meter. 
219. = Morgens 294 
«=: 19. = Mitten 2980 


Druck und Nerlad ber Hofbucdruderei von W. Deder u. Ko. H. NöfteDdind Boſen. 


